
Satzung

über dte Erhebung von Erschlteßungsbeiträgen

in der Stadt Bodenwerder

Aufgrund des $ 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung von 08. Dezenber

:.986 (BGBI. I S. 2253) in Verbindung nit S$ 6 und 83 der Niedersächsischen Ge-

neindeordnung ln der z.Z. gültlgen Fassung hat der Rat der Stadt Bodenwerder

in seiner Sitzung an I fi, I,lAi 1ügg folgende Satzung beschlossen:

!1
Erhebung des Erschließungsbeitrages

Die Stadt godenwerder erhebt Erschlleßungsbelträge nach den Vorschrlften des

Baugesetzbuches ($$ L27 f.f..) sowie nach ilaßgabe dieser Satzung.

$2
Art und Unfang der Erschließungsanlagen

(1) Beitragsfähig lst der Erschlteßungsaufwand:

l. für die öffentliehen zum Anbau bestimmten Straßen, I,lege und Plätze

a) in Dorfgebieten, reinen l.Iohngebieten, allgemeinen l,lohngebieten und

Mischgebieten

aa) bel beldseitiger Bebaubarkelt bls zu 14 rn Breite,
bb) bel einseitiger Bebaubarkeit bis zu 8 n Breite;

b) ln Kerngebieten, Gewerbegebieten und Sondergebieten

aa) bei beldseitiger Bebaubarkelt bis zu t8 n Breite,
bb) bei einseitiger Bebaubarkeit bis zu 12,5 n Breite;

c) in Industriegebieten
aa) bel beldseitlger Bebaubarkeit bls zu 20 u Brelte,
bb) bei einseitiger Bebaubarkeit bis zu 14,5 m Breite;

d) ln Kleinsledlungsgebieten und Ferienhausgebieten

aa) bel beidseltlger Bebaubarkelt bls zu t0 n BreLte,

bb) bei einseitlger Bebaubarkei-t bis zu 7 n Breice;

e) auf Flächen für Dauerklelngärten und ln Wochenendhausgebleten bls
zrt 6 rn Bre lte ;

2. für dle öffentllchen, aus rechtllchen oder tatsächllchen Gründen u1t
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Kraftfahrzeugen nlcht befahrbaren Verkehrsanlagen lnnerhalb der Bauge-
biete (2.8. Fußwege, wohnwege) bis zu einer Brelte von 5 n;

3. für die nlcht zun Anbau bestlmmten zur ErschlleBung der Baugeblete not-
wendigen Sammelstraßen Lnnerhalb der Baugebiete bis zu eLner Breite von
2I m;

4. für Parkflächen,

a) die Bestandtell der verkehrsanlagen i.s. von Nrn. I und 3 sind, bls
zu einer weiteren Breite von 5 m,

b) sowelt sle nlcht Bestandtell der ln Nrn. I und 3 genannten Verkehrs-
anlagen, aber nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Bauge-
blete zu deren Erschlleßung notrdendig slnd, bls zu 15 v.H. aller ln
Abrechnungsgebiet ($ 5) liegenden Grundstücksflächen; S 6 Abs. A (2)
findet Anwendungl

5. für Grünanlagen nit Ausnahne von Kindersplelplätzen,
a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen i.S. von Nrn. I bis 3 sind, bis

zu elner weiteren Brelte von 4 rn;

b) sowelt sie nlcht Bestandteil der ln Nrn. I bis 3 genannten Verkehrs-
anlagen sind, aber nach städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der
Baugebiete zu deren Erschlleßung notwendig si.nd, bis zu 15 v.H. aller
irn Abrechnungsgeblet ($ 5) liegenden Grundstücksflächen, $ 6 Abs, A

(2) findet Anwendung.

(2) t'Jerden durch die Erschließungsanlage nach Abs. i Nr. I unterschledliche
Gebiete gen. den Buchstaben a) bls e) erschLossen, so gilt für dle gesante
Erschließungsanlage die Regelung rnit der größten Breite. Bel unbeplanten
Gebieten richtet sich die Bestimmung der Gebietsart gen. Abs. I Nr. I nach
dem überwiegenden Charakter der vorhandenen Bebauung.

(3) Endet eine Erschließungsanlage mit einem Wendehammer, so vergrößern sich
die in Abs. 1 Nrn. I bis 3 und 5 a) angegebenen Maße auf das Anderthalbfache,
mindestens aber um 8 m. Das gleiche gilt für den Bereich der Einmündung in
andere bzw. Kreuzungen mit anderen Erschließungsanlagen.

t3
Ermittlung des beitragsfählgen Aufwandes

Der beltragsfählge Erschlleßungsaufwand (t 2) wtrd.nach den tatsächllchen
Kosten ernlttelt.
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$4
Antell der Genelnde am beltragsfähtgen Erschlleßungsaufwand

Die Gemeinde trägt l0 v.H. des beltragsfähigen Erschließungsaufwandes.

$s
Abrechnungsgebiet

Die von einer Erschlleßungsanlage erschlossenen Grundstücke blLden das Ab-

reclunurgsgeblet. t{ird eln Abschnl.tt elner Erschlleßungsanlage oder elne Er-
schließungseinhelt abgerechnet, so bilden die von den Abschnitt der Er-
schlleßungsanlage bzw. der Erschlleßungseinhelt erschlossenen Grundstücke

das Abrechnungsgebiet.

$6

Verteilung des beltragsfähigen Erschlleßung""ufro"nd""

A (I) Der nach S 3 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug des Anteils
der Gemeinde ($ 4) auf die erschlossenen Grundstücke des Abrechnungsge-

bietes (S 5) nach den Grundstücksflächen verteilt. Dabel wird die unter-
schiedliche Nutzung der Grundstücke nach Maß (Absatz B) und Art (Absatz

C) berücksichtigt.

(2) A1s

a)

b)

Grundstücksf läche g11t :

bel Grundstücken im Berelch eines Bebauungsplanes dte Fläche, die der

Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde zu legen 1st,
wenn ein Bebauungsplan nlcht besteht oder dle erforderlichen Fest-
setzungen nicht enthält: Dle tatsächliche Grundstücksfläche bis zu

einer Tiefe von 50 m von der Erschließungsanlage oder von der der

Erschließungsanlage zugel^randten Grenze des Grundstücks. Reicht die
bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung hinaus, so

ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze

der Nutzung bestlmt wlrd. Grundstückstelle, die ledlgllch dle wege-

mäßige Verbindung zul. Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der

Bestimung der Grundstückstlefe unberäckelchtl.gt.

I (l) Entspreched der Ausnutzbarkelt rlrd dle Grundstilcksfläche uLt elnen Nutz-
faktor vervtelfacht, der ln elnzelnen beträgt:

I-
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bel eingeschosslger Bebaubarkelt oder

Grundstücken, auf denen kelne Bebauung

gerderbltch nut zbaren

zuläss ig lst

2. bei zutelgeschossiger Bebaubarkelt

3. bel dreigeschosslger Bebaubarkelt

4. bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkelt

5. bel sechs- und mehrgeschosslger Bebaubarkelt

unbeplanten Gebieten und Gebleten, für dle ein Bebauungsplan weder
Geschoßzahl noch Grundflächen- und Baumassenzahl festsetzt, ist

bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen,
bel unbebautenr aber bebaubaren Grundstückeo dle Zahl der auf den
Grundstücken der näheren umgebung überwlegend vorhandenen

Geschoese uaßgebend. .Hlnzugerechnet werden Geechosse nach ! 6 I Aba. 2

Satz 3.

t

L ,25

l'5

L ,7 5

2

(2) Als zulässl'ge Zahl der Geschosse gllt dle lu Bebauungsplan festgesetzte
höchstzulässlge Zahl der Vollgeschosse. I{elst der Bebauungsplan nur Grund-
fläehen- und Bauuassenzahl aulr' so gllt als Gescho8zahl dle Baumassenzahl
getellt durch 2rE , wobei Bruchzahlen auf die nächstfolgende vol1e Zahl
aufgerundet werden. Untergeschosse, die keine Vollgeschosse i.S. der
BauNVO slnd, werden hlnzugerechnet, llenn sle übernlegend gewerbJ.ich, ln-
dustriell oder in glelchartiger t'leise genutzt werden.

(3) Ist ln Einzelfall eine größere Geschoßzahl zugelassen oder vorhanden und
geduldet, so lst diese zugrunde zu legen.

(4) Grundstücke, auf denen nur Garagen oder Stellp1ätze gebaut werden dürfen,
gelten als elngeschossig bebaubare Grundstücke. Ist nach den Festsetzungen
des Bebauungsplanes nehr als ein Garagengeschoß zulässig oder im Einzel-
fa11 genehmigt, so ist die jeweils höhere Geschoßzah1 anzusetzen.

(5) Gemeinbedarfs- oder Grünflächengrundstücke in beplanten Gebieten, deren
Grundstücksflächen auf Grund threr Zweckbestlmrnung nlcht oder nur zu
einem untergeordneten ?e11 nit Gebäuden überdeckt yerden sollen bzw.
überdeckt sind (2.8. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Kleingartenge-
1ände), werden mLt 0r5 der Grundstücksflächen angesetzt. Entspreehendes
gilt für solche Grundstücke in unbeplanten rnnenbereich.

(6) In

die

a)

b)

f___
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(7) Ist elne Geschoßfl.ächenzahl wegen der Besonderhelten des Bauwerks nlcht
feststellbar, werden Je angefangene 3r5 n Höhe des Bauwerks als eln Voll-
geschoß gerechnet.

tlerden in elnen Abrechnungsgebiet ($ 5) außer überwlegend gewerbllch oder ln
glelchartlger I,Ieise (2.8. nlt Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus-

und Schulgebäuden) genutzten Grundstücken oder Grundstücken, die nach den

Festsetzungen eines Bebauungsplans Ln elnern Kern-, Gewerbe- oder Industrie-
geblet llegen, auch andere Grundstücke erschlossen, so slnd für dle Grundstücke

tn Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sosl.e für Grundstücke, dle überwlegend

gewerbllch oder ln glelcharttger l{eLee genutzt werden, itle ln Absatz B (l)
Nrn. I bis 5 genannten Nutzungsfaktoren un 50 v.ll. zu erhöhen. Dles gilt nlcht
für dle Abrechnung von Erschlleßungsanlagen l.s. von $ 2 Abs. I Nr. 5 b).

(1) Für Gruqdstücke' die von mehr aLs einer Erschließungsanlage i. S. des

$ 2 Abs. I Nr. I dleser Satzung erschlossen werden, ist die Grundstücks-

fläche bel Abrechnung Jeder Erschlleßungsanlage nur nlt zwel Drltteln
anzuset zen.

(2) Dtes gtlt nicht

a) für Grundstücke ln Kerngebieten, Gewerbegebieten und Industriegebleten
sowLe für überwlegend gewerbllch genutzte Grundstücke ln sonstlgen be-
planten oder unbeplanten Gebieten,

b) wenn ein Erschließungsbeitrag nur für eine Erschließungsanlage erhoben

wird und Beiträge für weitere Anlagen weder nach den geltenden Recht

noch nach vergleichbaren früheren Rechtsvorschriften erhoben worden sind
oder erhoben werden dürfen,

c) sowelt die Ermäßlgung dazu führen würde, da8 sich der Beitrag eLnes

anderen Pflichtigen Lm Abrechnungsgebiet um nehr als 50 Z erhöht.

(3) Mehrfach erschlossene Grundstücke slnd bei geurelnsaner Aufwandserrnittlung
in einer Erschließungseinheit (S 130 Abs. 2 Sat.z 3 BauGB) bei der Verrei-
lung des Erschließungsaufwandes nur el.nmal zu berücksichtigen (s l3I
Abs. lSatz2BauGB).

$7
Kostenspaltung

Der ErschlLeßungsbeltrag kann für

r--
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l. den Grunderwerb

2. dte Frellegung

3. die Fahrbahn, auch Rlchtungsfahrbahnen

4. dle Radwege

5. die Gehwege, zusammen oder einzeln
6- dte Parkflächen

7. dle Grünanlagen

8. die Beleuchtungsanlagen

9. die Entwässerungsanlagen

gesondert erhoben und ln bellebiger Relhenfolge ungelegt verden, sobald dle üaß-
nahme, deren Aufwand durch Tellbeträge gedeckt werden soll, abgeschlossen worden

Lst. tlber dLe Anwendung der Kostenspaltung entscheldet die Stadt in Einzelfall.

$8
Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen

(l) Straßen sind endgültig hergestellt, wenn thre Flächen Elgentun der Stadt
sind, sle eine Verblndung nit dem übrigen öffentlichen Verkehrsnetz be-
sitzen und die folgenden Bestandtelle und Herstellungsnerknale aufweisen:

a) Fahrbahn nlt Unterbau und Decke; die Decke kann aus Asphalt, Teer, Beton,
Pflaster oder einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise bestehen;

b) beidseitige Gehwege nit Abrenzung gegen die Fahrbahn und fester Decke;
die Decke kann aus Platten, Pflaster, Asphaltbelag oder einen ähnlichen
Materlal neuzeitllcher Bauweise bestehen;

c) Entwässerungseinrlchtungen nit Anschluß an dle Kanallsatlon;
d) Beleuchtungseinrlchtungen betriebsfertig;
e) Begleitgrün i. S. von $ 2 Abs. I Nr. 5 a) angelegr.

(2) Die übrlgen Erschließungsanlagen sind endgültig hergestellt, wenn ihre
Flächen Eigentun der Stadt sind, sie eine Verbindung nit den übrlgen
öffentllchen Verkehrsnetz besitzen und

a) Prätze entsprechend Abs. I Buchst. a), c), d) und e) ausgebaut sind;
b) I'lege und öffentllche' aus rechtllchen oder tatsächllchen Gründen mit

Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen entsprechend Abs. 1

Buchst. b), c), d) und e) ausgebaut slnd;
c) Radwege entsprechend Abs. I Buchst. b), c), d) und e) ausgebaut slnd;
d) Parkflächen enteprechend Abs. 1 Buchst. a), c), d) und e) ausgebaut slnd;
e) Grünanlägen ($ 2 aus. I Nr. 5 b)) gärtnerlsch gestaltet slnd.

l---
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(3) Der Rat kann Ln Einzelfall die Bestandtelle und Herstellungsmerknale der Er-

schlleßungsanlagen abwelchend von den Absätzen I und 2 festlegen. Eln sol-
cher Abweichungsbeschluß lst als Satzung öffentllch bekanntzumachen.

$9
Imais s ions s chu t zan 1_a gen

Art, Umfang, Verteilungsrnaßstab und Herstellungsnerkmale von Anlagen zum Schutz

von Baugebieten gegen schädltche Unweltelnwlrkungen 1. S. des Bundes-Imrnisslons-

schutzgesetzes werden durch ergänzende Satzung ln Einzelfall geregelt.

$10
Voraus 1e is tungen

Dle Stadt kann für Grundstücke, für dle elne Beitragspfllcht noch nlcht oder

nicht in voLlern Urnfang entstanden ist, Vorausleistungen erheben

l. bis zu elner angemessenen, slch am tatsächllchen Aufwand orlentlerenden
Höhe, wenn mit der Herstellung der Erschließungsanlage begonnen worden ist,

2. bis zur Höhe des voraussichtlichen Erschließungsbeitrages, wenn ein Bauvor-

haben auf dem Grundstück genehnigt wird.

s 11

Ablösung des Erschlleßungsbeitrages

Der Betrag der Ablösung nach $ 133 Abs. 3 Satz 5 BauGB bestinnt sich nach der

Höhe des voraussichtllch entstehenden Beitrages. Ein Rechtsanspruch auf Ab-

lösung besteht nicht.

$ 12

Inkrafttreten

(t) Diese Satzung tritt an - X JUli 1gB$ in Kraft.

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Erschließungsbeitragssatzung vom

21. tlätz 1977 außer Kraft. Sowelt eine Beltragspfllcht nach deu bleherlgen
. Recht entstanden und noch nlcht geltend genacht Lst, gelten anetelle dleser
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Satzung dle Satzungsbest funmung€il, d te lm

Beltragspf llcht gegolten haberl .

Bodenh'erder, den I il, lrlgi trgBS

Stadt Bodenwerder

ZeLtpunkt der Entstehung der

f)3,W
Bürgermeister Stad td irekt


